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Verordnung
zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur Eindämmung der Ausbreitung

des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt
(SARS-CoV-2-Quarantäneverordnung - SARS-CoV-2-QuaV).

Vom 9. März 2021.

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 28,
28a, 29, 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes
vom 20. Juli 2000 (BGB1.1S. 1045), zuletzt geändert durch
Artikel 4a des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I
S. 3136, 3137), wird verordnet:

2. bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekon-
zepte

a) Personen, die beruflich bedingt grenzüberschreitend
Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der
Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren,
oder

b) bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden Perso-
nen, deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung des
Gesundheitswesens dringend erforderlich und unab-
dingbar ist, und dies durch den Dienstherrn, Arbeit-
geber oder Auftraggeber bescheinigt wird, oder

3. bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekon-

zepte Personen,

a) die in Sachsen-Anhalt ihren Wohnsitz haben und die
sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer Berufs-
ausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung an
ihre Berufsausiibungs-, Studien- oder Ausbildungs-
stätte in ein Risikogebiet begeben und regelmäßig,
mindestens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz
zurückkehren (Grenzpendler), oder

b) die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz haben und
die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer
Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbil-
dung in das Land Sachsen-Anhalt begeben und
regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an
ihren Wohnsitz zurückkehren (Grenzgänger);

die zwingende Notwendigkeit sowie die Einhaltung
angemessener Schutz- und Hygienekonzepte sind durch
den Arbeitgeber,Auftraggeber oder die Bildungseinrich-
tung zu bescheinigen.Satz 1 Nummer 3gilt für Personen,
die sich in den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in
einem Virusvarianten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung
aufgehalten haben nur innerhalb des Grenzverkehrs mit
Nachbarstaaten und mit der Maßgabe, dass die Tätigkeit
fürdieAufrechterhaltung betrieblicherAbläufedringend
erforderlich und unabdingbar ist, und dies durch den
Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber bescheinigt
wird.

§ 1
Absonderung für Ein- und Rückreisende;

Beobachtung

(1) Personen, die bis einschließlich 28. März 2021 auf
dem Land-, See-, oder Luftweg aus dem Ausland in das
Land Sachsen-Anhalt einreisen und sich zu einem belie-
bigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen vor Einreise in
einem zum Zeitpunkt der Einreise als Risikogebiet im
Sinne des § 2 Nummer 17 des Infektionsschutzgesetzes mit
einem erhöhten Risiko für eine Infektion mit dem Corona-

virus SARS-CoV-2 eingestuften Gebiet (Risikogebiet)
aufgehalten haben, sind verpflichtet, sich unverzüglich
nach der Einreise auf direktem Weg in die Haupt- oder
Nebenwohnung oder in eine andere, eine Absonderung
ermöglichende Unterkunft zu begeben und sich für einen
Zeitraum von zehn Tagen nach ihrer Einreise ständig dort
abzusondern; dies gilt auch für Personen, die zunächst in
ein anderes Land der Bundesrepublik Deutschland einge-

reist sind. Für Personen, die sich in den letzten zehn Tagen
vor ihrer Einreise in einem Virusvarianten-Gebiet im Sinne
von § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-Ein-

reiseverordnung in der jeweils geltenden Fassung aufge-

halten haben, gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass derZeitraum
der Absonderung 14 Tage beträgt. Den in Satz 1 und 2
genannten Personen ist es in diesem Zeitraum nicht gestat-
tet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem
Hausstand angehören.

(2) Personen, die einer Absonderungspflicht nach
Absatz 1 unterliegen, sind verpflichtet, die zuständige
Behörde unverzüglich zu informieren, wenn typische
Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und
Geschmacksverlust innerhalb des für sie maßgeblichen
Absonderungszeitraums nach Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2
bei ihnen auftreten. (2) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich

in den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Virus-
varianten-Gebiet im Sinne von § 3Absatz 2 Satz 1 Nummer
2 der Coronavirus-Einreiseverordnung aufgehalten haben,
sind von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst,

1. Personen, die sich im Rahmen des Grenzverkehrs mit
Nachbarstaaten weniger als 24 Stunden in einem Risi-
kogebiet aufgehalten haben oder für bis zu 24 Stunden
in das Bundesgebiet einreisen,

2. bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden

a) Personen, die einreisen aufgrund des Besuchs von
Verwandten ersten Grades, des nicht dem gleichen
Hausstand angehörigen Ehegatten oder Lebens-

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die nach
Absatz 1 absonderungspflichtigen Personen der Beobach-

tung durch die zuständige Behörde.

§ 2
Ausnahmen

(1) Von § 1 Absatz 1 nicht erfasst sind

1. Personen, die nur zur Durchreise in Sachsen-Anhalt
einreisen; diese haben das Gebiet des Landes Sachsen-

Anhalt auf dem schnellsten Weg zu verlassen, um die
Durchreise abzuschließen,
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gefährten oder eines geteilten Sorgerechts oder eines
Umgangsrechts, oder

b) bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygiene-

konzepte hochrangige Mitglieder des diplomatischen
und konsularischen Dienstes, von Volksvertretungen
und Regierungen.

nationalen Regierung vor Ort besondere epidemiolo-

gische Vorkehrungen (Schutz- und Hygienekonzept)
für einen Urlaub in diesem Risikogebiet getroffen
wurden sowie des Robert Koch-Instituts,

b) die Infektionslage in dem jeweiligen Risikogebiet der
Nichterfüllung der Verpflichtung nach § 1 Absatz 1
Satz 1 nicht entgegensteht und

c) das Auswärtige Amt nicht wegen eines erhöhten
Infektionsrisikos eine Reisewarnung unter https://
www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/
reise-und-sicherheitshinweise für die betroffene Re-

gion ausgesprochen hat.

Satz 1 gilt nur für Personen, die die sich aus § 3 Ab-

satz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der
Coronavirus-Einreiseverordnung für sie geltenden
Pflichten erfüllt haben und das ärztliches Zeugnis oder
Testergebnis über das Nichtvorliegen einer Infektion
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 innerhalb von zehn
Tagen nach der Einreise der zuständigen Behörde auf
Verlangen unverzüglich vorlegen.Das Testergebnis
nach Satz 2 ist für mindestens zehn Tage nach Einreise
aufzubewahren.

(3) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich
in den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem
Virusvarianten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung aufge-
halten haben, sind von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst,

1. Personen, deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung
a) der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens, insbe-

sondere Arzte, Pflegekräfte, unterstützendes medizi-
nisches Personal und 24-Stunden-Betreuungskräfte,

b) der öffentlichen Sicherheit und Ordnung,

c) der Pflege diplomatischer und konsularischer Bezie-
hungen,

d) der Funktionsfähigkeit der Rechtspflege,
e) der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Regie-

rung und Verwaltung des Bundes, der Länder und der
Kommunen, oder

f) der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäischen
Union und von internationalen Organisationen

unabdingbar ist; die zwingende Notwendigkeit ist
durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber
zu bescheinigen,

2. Personen, die einreisen aufgrund
a) des Besuchs von Verwandten ersten oder zweiten

Grades, des nicht dem gleichen Hausstand angehö-
rigen Ehegatten oder Lebensgefährten oder eines
geteilten Sorgerechts oder eines Umgangsrechts,

b) einer dringenden medizinischen Behandlung oder
c) des Beistands oder zur Pflege schütz-, beziehungs-

weise hilfebedürftiger Personen,

3.- Polizeivollzugsbeamte, die aus dem Einsatz und aus
einsatzgleichen Verpflichtungen aus dem Ausland
zurückkehren, oder

4. Personen, die sich für bis zu fünf Tage zwingend not-
wendig und unaufschiebbar beruflich veranlasst, wegen
ihrer Ausbildung oder ihres Studiums in einem Risiko-
gebiet aufgehalten haben oder in das Bundesgebiet ein-
reisen; die zwingende Notwendigkeit ist durch den
Arbeitgeber, Auftraggeber oder die Bildungseinrichtung
zu bescheinigen,

5. Personen, die zur Vorbereitung, Teilnahme, Durchfüh-
rung und Nachbereitung internationaler Sportveran-
staltungen durch das jeweilige Organisationskomitee
akkreditiert werden oder von einem Bundessportfach-

verband zur Teilnahme an Trainings- und Lehrgangs-
maßnahmen eingeladen sind, oder

6. Personen, die als Urlaubsrückkehrer aus einem Risiko-
gebiet zurückreisen und die unmittelbar vor Rückreise
in ihrem Urlaubsort einen Test mit negativem Ergebnis
in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 durchgeführt haben, sofern
a) auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen der

Bundesrepublik Deutschland und der betroffenen

(4) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich
in den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Virus-
varianten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung aufgehalten
haben, sind von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst

1. Personen nach § 54a des Infektionsschutzgesetzes,

2. Angehörige ausländischer Streitkräfte im Sinne des
NATO-Truppenstatuts, des Truppenstatuts der NATO-
Partnerschäft für den Frieden (PfP Truppenstatut) und
des Truppenstatuts der Mitgliedstaaten der Europäischen
Union (EU-Truppenstatut), die zu dienstlichen Zwecken
nach Deutschland einreisen oder dorthin zurückkehren,
oder

3. Personen, die zum Zweck einer mindestens dreiwöchi-
gen Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet einreisen,
wenn am Ort ihrer Unterbringung und ihrer Tätigkeit in
den ersten zehn Tagen nach ihrer Einreise gruppen-

bezogen betriebliche Hygienemaßnahmen und Vorkeh-
rungen zur Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeits-
gruppe ergriffen werden, die einer Absonderung nach
§ 1 Absatz 1 Satz 1 vergleichbar sind, sowie das Ver-
lassen der Unterbringung nur zur Ausübung ihrer
Tätigkeit gestattet ist. 2Der Arbeitgeber zeigt die
Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn bei der zuständigen
Behörde an und dokumentiert die ergriffenen Maßnah-
men nach Satz 1. 3Die zuständige Behörde hat die Ein-
haltung der Voraussetzungen nach Satz 1 zu überprüfen.

(5) In begründeten Fällen kann die zuständige Behörde
auf Antrag weitereAusnahmen bei Vorliegen eines triftigen
Grundes erteilen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, sofern die dort ge-
nannten Personen keine typischen Symptome einer Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten,
Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust
aufweisen. Die in den Absätzen 2 bis 5 genannten Personen
haben zur Durchführung eines Tests einen Arzt oder ein
Testzentrum aufzusuchen, wenn bei ihnen binnen zehn
Tagen nach Einreise typische Symptome einer Infektion
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mit dem Coronavirus SARS CoV-2 wie Husten, Fieber,
Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust auf-

treten.

zuständigen Gesundheitsbehörden dieSicherheitsbehörden
nach § 89Abs. 2desGesetzes überdie öffentlicheSicherheit
und Ordnung zuständig, wenn die Gesundheitsbehörden
nicht rechtzeitig erreicht oder tätig werden können. Die
Sicherheitsbehörden nach § 89 Abs. 2 des Gesetzes über
die öffentliche Sicherheit und Ordnung haben in diesen
Fällen die zuständigen Gesundheitsbehörden unverzüglich
über getroffene Maßnahmen zu unterrichten.

§ 3
Verkürzung der Absonderungsdauer

(1) Für Personen, die einer Absonderungspflicht nach
§ 1 Absatz 1 unterliegen und die sich nicht in den letzten
zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Virusvarianten-

Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 der
Coronavirus-Einreiseverordnung aufgehalten haben, endet
die Absonderung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 frühestens ab
dem fünften Tag nach der Einreise, wenn die Person über
ein ärztliches Zeugnis oder Testergebnis hinsichtlich des
Nichtvorliegens einer Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 auf Papier oder in einem elektronischen
Dokument in deutscher, englischer oder französischer
Sprache verfügt und sie dieses innerhalb von zehn Tage
nach der Einreise der zuständigen Behörde auf Verlangen
unverzüglich vörlegt.

§ 5
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz la Num-
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig

1. entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit
Satz 2 sich nicht, nicht in der vorgeschriebenen Weise
oder nicht rechtzeitig in eine dort genannte Wohnung
oder Unterkunft begibt oder sich nicht oder nicht recht-
zeitig absondert,

2. entgegen § 1 Absatz 1 Satz 3 Besuch empfängt,
(2) Die dem ärztlichen Zeugnis oder Testergebnis nach

Absatz 1 zu Grunde liegende Testung muss mindestens
fünf Tage nach der Einreise in die Bundesrepublik Deutsch-

land vorgenommen worden sein. Der zu Grunde liegende
Test muss die Anforderungen des Robert Koch-Instituts,
die im Internet unter der Adresse https://www.rki.de/covid-

19-tests veröffentlicht sind, erfüllen.

3. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b
oder Nummer 3 zweiter Halbsatz oder Satz 2 oder Ab-

satz 3 Satz 1 Nummer 1 zweiter Halbsatz oder Num-

mer 4' zweiter Halbsatz eine Bescheinigung nicht richtig
ausstellt oder

4. entgegen § 2 Absatz 6 Satz 2 oder § 3 Absatz 5 einen
Arzt oder ein Testzentrum nicht oder nicht rechtzeitig
aufsucht.

(3) Die Person muss das ärztliche Zeugnis oder Test-
ergebnis nach Absatz 1 für mindestens zehn Tage nach Ein-

reise aufbewahren.
(2) Vorschriften über Regelsätze für Geldbußen wegen

einer Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 werden als Anlage
veröffentlicht.

(4) Die Absonderung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 wird für
die Dauer, die zur Durchführung eines Tests nach Ab-
satz 1 erforderlich ist, ausgesetzt.

§ 6(5) Die Person nach Absatz 1 hat zur Durchführung
eines Tests einen Arzt oder ein Testzentrum aufzusuchen,
wenn bei ihr binnen zehn Tagen nach Einreise typische
Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS
CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und
Geschmacksverlust auftreten.

Weitergeltung des Infektionsschutzgesetzes

Die Regelungen des Infektionsschutzgesetzes bleiben im
Übrigen unberührt.

§ 7(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für die Personen, die unter
§ 2 Absatz 4 Nummer 3 fallen, entsprechend. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft. Gleichzeitig tritt die SARS-CoV-2-Quarantäne-

verordnung vom 9. April 2020 (GVB1. LSA S. 124), zu-

letzt geändert durch Verordnung vom 12. Februar 2021
(GVB1. LSA S. 54), außer Kraft.

§ 4
Vollzug

Für den Vollzug dieser Verordnung sind neben den

M a g d e b u r g, den 9. März 2021.

Die Landesregierung
Sachsen-Anhalt

G r i m m -B e n n eD r. H a s e l o f f
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Anlage
(zu § 5 Abs. 2)

Bußgeldkatalog zur Ahndung von Verstößen gegen die Verordnung zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und
Rückreisende zur Eindämmung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt

Verstöße gegen die Verordnung zu Quarantänemaß-
nahmen für Ein- und Rückreisende zur Eindämmung der
Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 in
Sachsen-Anhalt sind als OrdnungsWidrigkeiten nach § 73
Abs. la Nr. 24 in Verbindung mit § 30 Absatz 1 Satz 2
Infektionsschutzgesetz in Verbindung mit der Verordnung
zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur
Eindämmung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus
SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt wie folgt zu ahnden.

dung der Verstöße zu erreichen. Die Rahmensätze können
nach den Grundsätzen des § 17 Absatz 3 und Absatz 4
Satz 1 OWiG je nach den Umständen des Einzelfalls im
Rahmen der gesetzlichen Grenzen erhöht oder ermäßigt
werden. Die Festlegung der konkreten Geldbuße innerhalb
des vorgegebenen Rahmens erfolgt im pflichtgemäßen
Ermessen der zuständigen Verwaltungsbehörde. Dabei ist
unter anderem zu berücksichtigen:

• das Ausmaß der durch die Tat entstandenen Gefahren für
die öffentliche Gesundheit,

• ob der Täter oder die Täterin fahrlässig gehandelt hat
oder sich uneinsichtig zeigt oder

• ob ein Wiederholungsfall vorliegt.

Der anliegende Bußgeldkatalog ist als Richtlinie durch
die zuständigen Verwaltungsbehörden anzuwenden. Es
werden Rahmensätze für die Bußgeldhöhe genannt, um
einen einheitlichen Vollzug bei der Verfolgung und Ahn-

Adressat Bußgeldrahmen in EuroZuwiderhandlung gegen
Absonderung (§ 1 Abs. 1 SARS-CoV-2-QuaV) Ein- und Rückreisende 500- 10 000
Besuchsverbot (§ 1 Abs. 1 Satz 3 SARS-CoV-2-QuaV) Ein- und Rückreisende 300- 5 000
Unrichtige Bescheinigung durch Arbeitgeber/Auftraggeber/
Dienstherrn (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst, b oder Nr. 3
zweiter Halbsatz oder Satz 2 oder Abs. 3 Satz 1 Nr. 1
zweiter Halbsatz oder Nr. 4 SARS-CoV-2-QuaV)

Arbeitgeber/Auftraggeber/
Dienstherr

500- 10 000

Aufsuchen Arzt oder Testzentrum (§ 2 Abs. 6 Satz 2,
§ 3 Abs. 5 SARS-CoV-2-QuaV)

Ein- und Rückreisende 300 - 3 000
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